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 Gesetz zur Änderung des Archivgesetzes NRW und des Kulturgesetzbuches 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/18113 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Stellv. Vorsitzender Volkan Baran (SPD): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich begrüße die Mitglieder des Ausschusses für Kul-
tur und Medien zur 63. Sitzung. Besonders herzlich möchte ich natürlich Sie, liebe 
Sachverständige, hier vor Ort und auch am Bildschirm begrüßen. Liebe Frau Stoffels, 
herzlich willkommen. Ich begrüße auch etwaige Vertreter der Landesregierung und die 
Öffentlichkeit. Ich glaube, Vertreter der Medien sind gerade nicht anwesend. 

Ich darf Frau Kollegin Osei entschuldigen. Sie hat gerade die harte Sitzung des Aus-
schusses geleitet, und ich darf jetzt die Anhörung leiten. 

Die Einberufung der Sitzung erfolgte mit der Einladung 18/1757. Ich gehe von dem 
Einverständnis mit der Tagesordnung aus. – Ich sehe keinen Widerspruch bei den 
Kolleginnen und Kollegen. 

Die Anhörung wird per Livestream im Internet übertragen und aufgezeichnet. Die 
Sachverständigen wurden vorher darüber informiert. – Ich sehe Kopfnicken und Ein-
verständnis, was das angeht; sehr gut. 

Wir haben für die Anhörung einen Zeitraum von zweieinhalb Stunden vorgesehen. 
Wenn es schneller geht, bin ich damit durchaus einverstanden. Ich hoffe, Sie auch. 

(Heiterkeit) 

Ich danke den Sachverständigen vorab für ihre Einbringungen, die für uns Abgeord-
nete immer eine wichtige Grundlage sind, um Entscheidungen zu treffen; vielen Dank 
also für die bisherigen schriftlichen Stellungnahmen. Das ist uns sehr viel wert. 

Kurz zum Ablauf: Die Obleute haben sich verständigt, dass bei dieser Anhörung – das 
ist manchmal anders – jeder Sachverständige zwei Minuten Zeit hat, den Sachverhalt 
bzw. seine Stellungnahme in einem kurzen Statement vorzustellen. Danach wird es 
dann in die Fragerunden gehen. Auch dazu möchte ich kurz etwas sagen: Da ich die 
Information erhalten habe, dass der Sachverständiger Herr Dr. Soénius um 17.00 Uhr 
gehen muss, würde ich ihm mit Ihrem Einverständnis bei der Antwortrunde als jeweils 
Zweitem das Wort erteilen, wenn es Fragen an ihn gibt. 

Dr. Tobias Herrmann (Landesarchiv Nordrhein-Westfalen): Ich bedanke mich für 
die Gelegenheit zur Stellungnahme. Meiner schriftlichen Stellungnahme konnten Sie 
bereits entnehmen, dass ich den Gesetzentwurf für gelungen halte. Diese Einschät-
zung – auch das konnten Sie lesen – teile ich mit den Fachkolleginnen und Fachkolle-
gen. Ich fühle mich auch aufgrund meiner langjährigen Tätigkeit beim Bundesarchiv 
zu der Aussage befugt, dass das ein gutes Gesetz ist, denn bei den letzten Novellie-
rungen des Bundesarchivgesetzes konnte eine Reihe von Punkten nicht erreicht werden, 
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die im Archivgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen verankert sind, zum Beispiel im 
Hinblick auf das Löschungssurrogat. 

Nach meinem Eindruck genießt das Archivwesen in diesem Land einen hohen Stel-
lenwert. Das wird durch den vorliegenden Entwurf unterstrichen und ist eine starke 
Motivation für unsere Arbeit. Insofern kann ich an Sie nur appellieren, dem Entwurf 
Ihre Zustimmung zu geben und uns dabei zu helfen, die gesetzlichen Vorgaben mit 
Leben zu erfüllen. 

Archivische Einrichtungen sind durch die bloße Wahrnehmung ihrer Aufgabe wach-
sende Einrichtungen. Es kommt immer etwas dazu. In der aktuellen Transformations-
phase zur digitalen Überlieferungsbildung nehmen die Anforderungen und Aufgaben 
noch weiter zu. Das können wir nicht mit weniger Personal stemmen. Die Digitalisie-
rung und die Online-Bereitstellung von Archivgut, gerade von Archivgut zur NS-Zeit, 
ist eine große Chance, Bevölkerungskreise und Nutzungszahlen zu erreichen, von de-
nen wir in der analogen Zeit kaum zu träumen gewagt hätten. Diese Chance möchten 
wir nutzen. Ich glaube, wir können mit dieser Öffnung und der erhöhten Sichtbarkeit 
von Archiven auch das Vertrauen in die Institutionen des Rechtsstaates, in die Institu-
tionen unseres Staates, stärken. Auch dafür braucht man Mittel. Helfen Sie uns im 
Bedarfsfall bitte auch an dieser Stelle. – Vielen Dank. 

Dr. Michaela Stoffels (Städtetag Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Ich bedanke mich ganz herzlich, im Namen der kommunalen Spitzenverbände ein kur-
zes Statement abgeben zu können. Starke Archive schützen unsere Demokratie in 
Städten und Kommunen. In diesem Zusammenhang halten wir den vorliegenden Ge-
setzentwurf für einen ganz wichtigen und eine große Hilfestellung für die Archive. 

Es wird unsererseits vieles begrüßt, was in dem vorliegenden Entwurf verankert wer-
den soll. Das ist zum einen die Anpassung des Archivgesetzes an die seit 2018 wirk-
same EU-Datenschutz-Grundverordnung. Das ist zum anderen die Unterstreichung 
einer Art Sonderstellung der Archive dadurch, dass die Archive weiterhin eine eigen-
ständige Normierung erfahren und sie nicht in das Kulturgesetzbuch integriert werden 
sollen. 

Das ist zum Weiteren der aus unserer Sicht wesentliche Punkt, dass – Sie alle wissen 
das – in den Archiven der Kommunen der Kern unseres kulturellen Gedächtnisses ver-
waltet wird, sie Orte sind, an denen kommunale Selbstvergewisserung tagtäglich statt-
finden kann und deswegen insbesondere der historisch-politischen und kulturellen Bil-
dungsarbeit ein hoher Rang zugewiesen wird. Dies wird in dem Gesetzentwurf bestä-
tigt, weil nun eine Harmonisierung mit § 63 Kulturgesetzbuch stattfindet, nach dem nun 
auch Archive als Partner für Bildungsarbeit gelten. Diese Formulierung wird in ihrer 
Eindeutigkeit wiederum in dem Archivgesetz Nordrhein-Westfalen festgeschrieben. 

Wir begrüßen weiterhin sehr, dass wir nun eine explizite Betonung der Anbietungs-
pflicht vorfinden. Das halten wir für wichtig, denn Archive haben die Aufgabe, von allen 
städtischen Dienststellen angebotenes Archivgut zu sichten und dann zu entscheiden, 
was archivwürdig ist und was nicht. Insofern begrüßen wir auch diese Neubestimmung 
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nach § 1. Wir begrüßen außerdem die Archivierung unzulässig gespeicherter Daten 
nach § 4 und die nun mögliche Weitergabe reproduzierten Archivguts nach § 7 Abs. 7. 

Sie hören es schon heraus: Aus Sicht der kommunalen Spitzenverbände handelt es 
sich um einen sehr gelungenen Gesetzesentwurf, den wir nur mit Nachdruck zur An-
nahme empfehlen können. – Vielen Dank. 

Dr. Mark Steinert (Landschaftsverband Rheinland): Vielen Dank für die Möglich-
keit, hier heute eine Stellungnahme abgeben zu können. Ich kann mich meiner Vor-
rednerin und meinem Vorredner nur anschließen. Auch aus Sicht der Landschaftsver-
bände oder in diesem Fall des Landschaftsverbandes Rheinland – wir stehen haupt-
sächlich für die kommunalen Archive – liegt ein sehr guter Entwurf vor. Es zeigt sich, 
dass sich das Archivgesetz Nordrhein-Westfalen in der bereits bestehenden Form be-
währt hat. Eine erforderliche Anpassung an die Erfordernisse insbesondere der EU-
Datenschutz-Grundverordnung erfolgt nun. Damit ist unser zentrales Anliegen erfüllt. 

Wir sind auch sehr froh, dass das Archivgesetz als eigenständiges Gesetz bestehen 
bleibt und nicht in das Kulturgesetzbuch für das Land Nordrhein-Westfalen integriert 
wurde, weil dadurch der Stellenwert der Archive deutlich betont und ihre Bedeutung 
im demokratischen System gestärkt wird. 

Ich kann an die Argumentation von Frau Stoffels anschließen: Das Löschungssurrogat – 
die Stärkung – und auch die in das Archivgesetz aufgenommene Stärkung der Anbie-
tungspflicht begrüßen wir außerordentlich. Wir würden auch dafür plädieren, den Ar-
chivgesetzentwurf in der jetzigen Form anzunehmen. – Vielen Dank. 

Prof. Dr. Marcus Stumpf (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Meine Damen 
und Herren! Sie werden jetzt nicht überrascht sein, dass ich meinem Kollegen vom 
LVR nicht widerspreche. Wir haben eine gemeinsame Stellungnahme abgegeben, und 
auch aus westfälischer Sicht ist dieser Entwurf sehr gelungen. Wir begrüßen das au-
ßerordentlich jenseits der Tatsache einiger kleiner Unebenheiten des alten Archivge-
setzes, das im Vergleich der Landesarchivgesetze eigentlich auch schon – das kann 
man das so sagen – ein sehr ordentliches Archivgesetz war. 

Derogation – es wurde schon angesprochen – ist natürlich ein ganz wichtiger Punkt. 
Auch, dass die Anbietungspflicht der Verwaltungen konturiert wird, also die Überliefe-
rungsbildung, Bewertung und Übernahme von Unterlagen aus den Verwaltungen wirk-
lich eine fachliche Entscheidung des zuständigen Archivs ist, wurde bekräftigt. Nicht 
nur, dass die Archive unter Zugrundelegung fachlicher Kriterien über die Archivwür-
digkeit entscheiden – das stand schon vorher im Archivgesetz –, sondern auch, dass 
sie dabei nicht an Weisungen gebunden sind, halten wir für eine sehr gute Ergänzung. 

Ich will noch einmal – Frau Dr. Stoffels hat es schon getan – diesen neuen § 3 Abs. 8 
hervorheben, nach dem das Landesarchiv und über § 10 Abs. 5 auch die kommunalen 
Archive zu der Bildungs- und Kulturarbeit nach § 63 Kulturgesetzbuch beitragen. Zum 
einen wird eine wichtige Brücke zum Kulturgesetzbuch geschlagen. Zum anderen trägt 
es der Tatsache Rechnung, dass historische Bildungsarbeit und Archivpädagogik in den 
kommunalen Archiven einen sehr hohen Stellenwert haben. Die Kommunalpolitik und 
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die kommunale Verwaltung erwarten ganz häufig ein hohes Gut von den Archiven. 
Das knüpft ein bisschen an ein Positionspapier der Bundeskonferenz der Kommu-
nalarchive beim Deutschen Städtetag mit dem Titel „Das Kommunalarchiv – Standort-
bestimmung in der Wissensgesellschaft“ an, in dem genau das beschrieben ist. Das 
ist außerordentlich gut gelungen. 

Ansonsten kann ich im Sinne der gemeinsamen Stellungnahme der Landschaftsver-
bände nur noch einmal bekräftigen, dass es ein sehr gelungener Entwurf ist. Von mei-
ner Seite äußere ich den Appell und den Wunsch, dass das so umgesetzt wird. – 
Danke schön. 

Dr. Martin Schlemmer (Verband deutscher Archivarinnen und Archivare): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auch von meiner Seite ergeht ein herzlicher Dank 
für die Gelegenheit, heute für den Vorstand des VdA hier Stellung nehmen zu dürfen. 
Auch ich darf den Gesetzentwurf zur Änderung des Archivgesetzes Nordrhein-West-
falen und des Kulturgesetzbuches für das Land Nordrhein-Westfalen im Namen des 
Vorstands des Verbands der deutschen Archivarinnen und Archivare – VdA – begrüßen. 
Die detailliertere Position des VdA lässt sich der schriftlichen Stellungnahme von Pro-
fessor Michael Scholz – meinem Zimmernachbarn, hätte ich fast gesagt – entnehmen. 

Würdigend hervorheben möchte ich als seit einigen Jahren in der Schriftgutverwal-
tungs- und Aktenführungsberatung für die Landesverwaltung NRW tätiger Archivar die – 
das ist bereits angeklungen – umfassende und cum grano salis vorbildliche Regelung 
der Anbietungspflicht im Gesetzentwurf. 

Der freiheitliche demokratische Rechtsstaat lebt von der Transparenz und Nachvoll-
ziehbarkeit des Handelns und der Entscheidungsfindung seiner Exekutive. Dies wird 
durch eine qualitativ gute und – auch das begrüßen wir im Gesetzentwurf – nicht wei-
sungsgebundene archivische Überlieferungsbildung gewährleistet, die wiederum eine 
vollständige Anbietung der nicht mehr zur Aufgabenwahrnehmung benötigten Verwal-
tungsunterlagen voraussetzt. Dies gewährleistet der Gesetzentwurf, dessen Annahme 
ich seitens des VdA wärmstens empfehlen kann. 

Prof. Dr. Michael Scholz (Verband deutscher Archivarinnen und Archivare): Ich 
freue mich, hier reden zu dürfen. Ich kann eigentlich gar nicht mehr so fürchterlich viel 
sagen. Eigentlich wäre es meine Aufgabe, vielleicht ein bisschen Wasser in den Wein 
zu gießen. Genau das möchte ich aber nicht tun, weil es auch aus unserer Sicht, des 
Arbeitskreises „Archivische Rechtsfragen“ des VdA, ein sehr gelungenes Gesetz ist. 
Wir sehen viele Archivgesetze und auch viele Entwürfe zu Archivgesetzen von unter-
schiedlicher Qualität. Sich mit diesem Entwurf auseinanderzusetzen, hat wirklich 
Freude gemacht, weil bewährte Regelungen des alten Archivgesetzes beibehalten 
wurden und es weiterentwickelt wurde. 

Eines muss man gegenüber der Landesregierung sagen: Im Vorfeld war die Einbezie-
hung der Fachwelt in Nordrhein-Westfalen vorbildlich. Ich glaube, auch diese Vorbe-
reitung hat zu diesem guten Gesetzesentwurf geführt. 
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Es wurde schon gesagt: Hervorzuheben sind besonders die Regelungen in der Anbie-
tungspflicht und zum Löschungssurrogat. Wir alle wissen aus der Diskussion um das 
Bundesarchivgesetz, dass es nicht selbstverständlich ist, dass es so gelöst wurde. 
Erstmalig klar verankert ist die Weisungsfreiheit der Archive bei der Bewertung. Auch 
ein für uns ganz wichtiger Punkt ist, dass kein politischer oder anderer Druck gerade 
in kleinen Archiven entstehen kann. Insofern kann das Archivgesetz Maßstäbe setzen. 

Natürlich gibt es immer kleinere Dinge. Sie haben vielleicht meine Stellungnahme ge-
lesen, in der wir einige Punkte aufgeführt haben, bei denen es noch Verbesserungs-
möglichkeiten gibt. Einige Dinge sind noch nicht konsequent ausdifferenziert. Ich 
denke aber, in vielen Dingen wird die Praxis zeigen, wie es angewendet wird. Mit dem 
Entwurf in der jetzigen Form kann man in der Praxis sehr gut leben. Deswegen würde 
ich wie alle meine Vorredner dieses Gesetz unbedingt zur Annahme empfehlen. – 
Danke schön. 

Prof. Dr. Thomas Henne (Archivschule Marburg): Meine Damen und Herren! Es 
gibt natürlich eine Diskrepanz zwischen den Fußballerfolgen in Düsseldorf und diesem 
Archivgesetz: Das Archivgesetz NRW wird dazu führen, dass Nordrhein-Westfalen in 
der ersten Liga bleibt. 

(Heiterkeit) 

Das ist nicht ganz selbstverständlich. Es gibt gelegentlich durchaus Änderungen, nach 
denen gute Archivgesetze sehr viel schlechter werden. Das sehe ich hier nicht. Das 
Löschungssurrogat als eine der ganz zentralen Normen des Archivgesetzes wurde 
bereits angesprochen. 

Bevor ich zu kleineren Details komme, weise ich auf eine zweite Diskrepanz hin: Aus 
Gründen, die eher zufällig sind, wird das deutsche Archivwesen hier im Saal durch 
lauter Männer vertreten. Frau Stoffels ist leider nur online dabei. Das ist nun wirklich 
überhaupt nicht repräsentativ. Es hat sich einfach so ergeben, dass hier eine reine 
Männerrunde sitzt. 

Auch etwas Gutes kann noch ein kleines bisschen besser werden. Es ist die Aufgabe 
aller Archivgesetzgebungen, von den Vorgaben oder den Möglichkeiten, die die 
DSGVO bietet, um von dem dortigen Schutzniveau zugunsten von Archiven im Einzel-
fall nach unten abzuweichen, was unvermeidbar ist, Gebrauch zu machen. Das wird 
an manchen Stellen, wie ich in meinem Gutachten geschrieben habe, nicht komplett 
umgesetzt. 

Man kann natürlich sagen: Wir haben, jedenfalls im Moment, vor Deutschlands Archi-
ven keine Warteschlangen von Leuten, die Archivgut berichtigen oder vernichten las-
sen wollen oder Auskunft begehren. Es ist aber nicht sicher, dass das immer so bleibt. 
Wenn man schon ein Gesetz überarbeitet, meine ich, sollte man von diesen Derogati-
onsmöglichkeiten systematisch und umfassend Gebrauch machen. Dazu habe ich in 
meinem Gutachten ein paar Punkte erwähnt. 

Die anderen Dinge sind ebenfalls Kleinigkeiten. Der letzte Hinweis dazu: Ich freue mich 
sehr, dass die falsche Idee, das Archivgesetz in das Kulturgesetzbuch aufzunehmen, 
nach längeren Diskussionen wieder verschwunden ist. Das war gut gemeint, aber es 
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ist eben nicht gut. Deshalb sollte man auch zukünftig von dieser Idee weiterhin Abstand 
halten. Vor allen Dingen besteht der Wunsch, dass es möglichst schnell in Kraft tritt. 
Ich werde die angehenden Archivare aus Nordrhein-Westfalen dann gerne in der Ar-
chivschule Marburg mit diesem Gesetz vertraut machen. 

Dr. Ulrich S. Soénius (Stiftung Rheinisch-Westfälisches Wirtschaftsarchiv zu Köln): 
Meine Damen und Herren! Erst einmal herzlichen Dank für die Einladung. Ich be-
trachte das als eine besondere Wertschätzung gegenüber den Archiven und natürlich 
auch gegenüber Archivarinnen, die nicht anwesend sind. Das ist in der Tat nicht üblich 
so. Meistens sind sehr viel mehr Frauen vertreten. Der Kollege Henne hat recht: Das 
ist reiner Zufall. 

Auch ich finde es gut, dass diese Anhörung stattfindet und denke, dass Sie die Vielfalt 
gesehen haben, die wir repräsentieren. Ich spreche für die Archive, die nach § 11 Ar-
chivgesetz Archive von juristischen Personen sind, die unter Landesaufsicht stehen. 
Wir beiden Wirtschaftsarchive in Nordrhein-Westfalen archivieren die Akten der Indust-
rie- und Handwerkskammern. Bei uns im Rheinland, also in Köln, kommt noch die AOK 
Rheinland/Hamburg mit Sitz in Düsseldorf hinzu, die auch eine Körperschaft öffentli-
chen Rechts unter Landesaufsicht ist. Wir sind sehr froh, dass aus unserer Sicht, weil 
es durchaus eine etwas andere Situation als bei Staat und Kommunen ist, die juristi-
schen Personen diesen besonderen Stellenwert in diesem Gesetz weiterhin behalten 
werden und nicht im Kulturgutschutzgesetz verschwinden. 

Zum Thema „Anbietung“: Es ist vielleicht nicht immer klar, aber das Gesetz in der jet-
zigen und in der nächsten Form ist für uns ganz besonders wichtig, um gegenüber den 
Kammern, aber auch gegenüber anderen juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
auftreten zu können und deutlich zu machen, warum eine Archivierung wichtig ist und 
warum sie dazugehört, um des Landes Überlieferungen entsprechend darzustellen. 
Deswegen ist es aus unserer Sicht auf jeden Fall begrüßenswert. 

Auch ich empfehle die Annahme, habe abgesehen von einer kleineren Sache, die ich 
in meiner schriftlichen Stellungnahme genannt habe, allerdings noch einen Punkt: Lei-
der ist es nicht gelungen, einige wie zum Beispiel den WDR als Anstalt des öffentlichen 
Rechts oder die Landesanstalt für Medien aufzunehmen, die nach wie vor noch aus-
genommen werden. Das verstehe ich nicht so recht, wenn ich ehrlich bin, weil diese 
eigentlich archivieren müssten. Sie werden es vielleicht tun, aber es wäre natürlich gut, 
wenn man sie noch hätte einfügen können. Vielleicht kann man das zukünftig nachar-
beiten, denn es wäre gerade für ein Land, das sich als Medienstandort präsentiert und 
klar für die Medien steht, ganz wichtig, dass die Medienüberlieferung entsprechend dar-
gestellt wird. 

Das Zweite ist, dass eine Reihe von juristischen Personen außerhalb der Handwerks-
kammern, der Industrie- und Handelskammern und der AOK Rheinland ebenfalls unter 
das Gesetz fallen. Wir hoffen, dass die Landesregierung die juristischen Personen mit 
Hinweis darauf, dass das Gesetz novelliert ist, auch darauf hinweist, dass eine Archi-
vierungs- und eine Anbietungspflicht bestehen. Vor allen Dingen das ist das Entschei-
dende. Ich glaube, wir alle sind uns einig, dass diese entsprechend archivieren sollten 
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und müssten. Wie gesagt, kann ich mich meinen Vorrednern nur anschließen; vielen 
Dank noch einmal für die Anhörung und für diesen tollen Gesetzesentwurf. 

Stellv. Vorsitzender Volkan Baran: Vielen Dank für die kurzen Statements. Welch 
seltene Einigkeit, auch was die Sachverständigen angeht. 

Ich eröffne nun die erste Fragerunde, denn ich vermute, dass es trotz der Einigkeit Fra-
gen gibt. Wir werden ein oder zwei Runden machen und dann schauen, wie viele Fra-
gen es noch gibt. Die Abgeordneten werden ihre Fragen an die jeweiligen Sachver-
ständigen richten. Ich bitte die Sachverständigen darum, auf alle Fragen zu antworten, 
die die Fraktionen in einer Runde stellen. Manchmal entstehen Irritationen. 

Frank Jablonski (GRÜNE): Vielen herzlichen Dank an alle Sachverständigen, dass 
Sie hier vor Ort bzw. online zugeschaltet sind. Zunächst einmal ein persönliches Wort: 
Die Integration des Archivgesetzes in das Kulturgesetzbuch war in der Tat sehr positiv 
gemeint, nämlich als Stärkung. Ich bekenne mich schuldig. Ich war Teil der Verhand-
lungsgruppe. Vielleicht hätten wir zuvor noch einmal mit Ihnen sprechen sollen, aber 
nehmen Sie es vielleicht als Zeichen, dass wir auch eine Lernkurve und uns auf etwas 
Besseres besonnen haben. 

Anhörungen, in denen die Meinung so einhellig ist, sind selten. Es ist offenkundig, dass 
Sie das alles begrüßen. Deswegen werde ich mich mit den Fragen sehr kurzhalten. 
Sie haben schließlich auch Ihre Statements abgegeben. 

Herr Dr. Soénius und Herr Dr. Herrmann, könnten Sie noch einmal darauf eingehen, 
welche Rolle Archive aus Ihrer Sicht für demokratische Transparenz und gesellschaft-
liche Erinnerungskultur spielen? 

Die zweite Frage geht in Richtung der Landschaftsverbände, sprich Dr. Steinert, Pro-
fessor Dr. Stumpf und Dr. Schlemmer: Welche Auswirkungen hat der Gesetzentwurf 
besonders auf kleinere kommunale Archive mit begrenzten personellen und techni-
schen Ressourcen? Ich weiß nicht, ob Sie Unterschiede sehen. Ich habe selbst die 
Ehre, Mitglied der Landschaftsversammlung Rheinland zu sein, mittlerweile nur noch 
als Sachkundiger. Deswegen würde mich das sehr interessieren.  

Andreas Bialas (SPD): Ich darf Ihnen sehr für Ihre Stellungnahmen und auch dafür 
danken, dass Sie anwesend sind. Wenn Fachleute sich einig sind und davon spre-
chen, dass das Gesetz gut ist, dann ist es auch gut; vor allen Dingen, weil ich Archivare 
als sehr bedächtige und sehr kluge Menschen kenne. 

Wir im kulturpolitischen Bereich sind immer so ein bisschen fernab von Archiven. Diese 
tauchen, wenn man es ernst nimmt, vielleicht in Haushaltsverhandlungen auf. Ansons-
ten schaut man sich Archive höchstens an, wenn man eingeladen wird und wenn Ge-
setzesänderungen anstehen. Deswegen war es uns wichtig, auch wenn im Vorfeld 
schon sichtbar war, dass eigentlich gar nicht so viele Differenzen bestehen, Sie als 
Zeichen der Wertschätzung einzuladen und einfach einmal zu sagen: Die Arbeit der 
Archive ist eine Kernaufgabe des Landes und der Kommunen. – Es ist sehr wertvoll, 
uns Ihre Meinung anzuhören, auch wenn es fast ausnahmslos Bestätigungen sind. Das 
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ist für die Länge einer Sitzung nicht so auskömmlich – wir werden also nicht bis tief in 
die Nacht hier sitzen werden –, aber durchaus sehr wertvoll. 

Es geht in dieser Gesetzesänderung, -ergänzung und -erweiterung hauptsächlich um 
die Frage des Verhältnisses zur Datenschutzgrundverordnung und die Frage, inwie-
weit Anbietungsverpflichtungen bestehen, aber natürlich auch um die Frage, inwieweit 
Bildungsarbeit gestärkt wird. Insoweit wäre es für mich wichtig, zu fragen – Sie haben 
schon auf weitere Vorschläge hingewiesen –: Gibt es bezüglich der Zielrichtung, die 
uns alle eint, noch Punkte, die man weiter konkretisieren bzw. anpacken müsste? Herr 
Prof. Dr. Henne, Sie haben den einen oder anderen Punkt beschrieben, bei dem es 
wertvoll ist, zu sagen, selbst wenn es gut ist: Schaut ihn euch noch einmal an, ob man 
das noch ändern könnte. – Ich wäre für eine Präzisierung dankbar. 

Es ist schon zehn bis zwölf Jahre her, seitdem wir das Archivgesetz das letzte Mal 
angepackt hatten. Damals gab es noch eine große Unsicherheit im Hinblick auf die 
Digitalisate: Wie kommen sie an? Wie werden sie archiviert? Wie werden sie weiter-
verarbeitet? – Eine Frage wäre, ob sich aus den Erfahrungswerten etwas ergeben hat, 
sodass wir schauen müssen, ob sich irgendwelche Veränderungen ergeben haben.  

Die dritte Frage geht an alle. Archivalien kommen an und werden weiterverarbeitet. 
Welche Formen brauchen Sie möglicherweise, gerade auch im Hinblick auf die Daten-
schutz-Grundverordnung, damit eine weitere Verarbeitung bis hin zu einer Veröffentli-
chung möglich ist? Aufgabe von Archiven ist nicht nur, es im Grunde genommen in 
den Keller zu legen, sondern irgendwann einmal für die Bildungsarbeit oder anderwei-
tig wieder in die Öffentlichkeit zu bringen. Archive sind nicht nur ein Gedächtnis, son-
dern es handelt sich teilweise um Originale von emotionalem Wert, den man in einer 
entsprechenden Präsentation darstellen kann. Die Frage ist, ob dieses Archivgesetz 
dieser Kette entsprechend gerecht werden kann. 

Yvonne Gebauer (FDP): Liebe Herren, danke für Ihr Kommen am heutigen Tag, aber 
natürlich auch für Ihre Stellungnahmen im Vorhinein. Ich darf sagen: So kann es ge-
hen. Gestern gab es eine vernichtende Anhörung in Bezug auf die ABC-Klassen, und 
in der heutigen Anhörung gibt es nur Lob und Zustimmung. Es war gut, dass die Lan-
desregierung die Expertinnen und Experten in diesem Fall angehört hat und zu Wort 
hat kommen lassen. Dann kommt nämlich so ein gelungener Gesetzentwurf zustande. 
Für die FDP kann ich der Landesregierung und dem Ministerium zu dem Gesetzent-
wurf nur gratulieren. Das meine ich wirklich ernst; Sie kennen mich. Sie können sich 
der Zustimmung der FDP sicher sein. 

Die einzige Frage, die ich in Bezug auf die personelle Ausstattung noch gestellt hätte, 
hat der Kollege Herr Jablonski schon gestellt: Wie gehen gerade die kleineren Archive 
bei gesteigerten Anforderungen damit um? Können sie das stemmen? Welche Mittel 
wären vielleicht zusätzlich noch notwendig? Ich denke, wir werden gleich eine Antwort 
erhalten. 

Heike Wermer (CDU): Mir geht es ähnlich wie der Kollegin Gebauer. Als CDU-Fraktion 
begrüßen wir Ihre sehr wohlwollenden Stellungnahmen. Das finden wir natürlich klasse. 
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Die Landesregierung hat lange daran gearbeitet, dass der Gesetzentwurf so gut aus-
fällt, und Ihre Kritik bzw. Ihre Impulse im Vorhinein aufgenommen. 

Ich melde mich nur deswegen zu Wort, um unsere Wertschätzung gegenüber Ihren 
Stellungnahmen auszudrücken. Tatsächlich habe ich keine Frage außer diejenige nach 
den kleinen und minimalen Verbesserungen, die der Kollege Bialas gestellt hat. Ich 
finde, selbst diese sind in Ihren Stellungnahmen schon sehr deutlich geworden, sodass 
wir schauen werden, ob man den einen oder anderen Verbesserungsvorschlag aufneh-
men kann, bzw. rückkoppeln werden, warum man vielleicht beim Originaltext bleibt. Das 
wäre meine kleine Frage gewesen, aber wie gesagt beantwortet sie sich eigentlich 
schon durch Ihre schriftlichen Stellungnahmen. – Vielen herzlichen Dank für Ihr wohl-
wollendes Feedback. 

Stellv. Vorsitzender Volkan Baran: Sie haben die Wertschätzung gehört. Wie gesagt 
ist es selten, dass eine solche Einigkeit besteht. Das ist wirklich sehr viel wert. Trotz-
dem sollten wir die Fragen beantworten. Daher eröffne ich die erste Antwortrunde. 

Dr. Tobias Herrmann (Landesarchiv Nordrhein-Westfalen): Herr Jablonski, Sie fra-
gen nach der Rolle der Archive für demokratische Transparenz und Erinnerungskultur. 
Ich sehe im Wesentlichen zwei große Nutzungsgruppen. Das eine sind die wissen-
schaftlichen, teilweise auch medialen Nutzungen, bei denen wir sagen, dass es wichtig 
ist, durch archivische Unterlagen Transparenz des Regierungshandelns herzustellen, 
also schlicht auf relativ hohem Niveau nachvollziehbar zu machen, was in Behörden, 
Ministerien, Gerichten usw. gut gelungen und was schiefgelaufen ist. Es ist eine ganz 
wesentliche Funktion von Archiven, dass wir durch die Übernahme von archivwürdigen 
Unterlagen und deren Zugänglichmachung nach Ablauf der Fristen genau diese Trans-
parenz ermöglichen. 

Die andere große Nutzungsgruppe sind Gott sei Dank zunehmend – ich deutete es an – 
Bürgerinnen und Bürger, also Menschen, die sich für die Vorfahren interessieren. Sehr 
aktuell ist – das haben Sie mitbekommen – infolge der Veröffentlichung der NSDAP-
Mitgliederkartei durch die amerikanischen Nationalarchive jetzt wieder die Frage: Was 
haben meine Vorfahren in der NS-Zeit getan? Da die Karteikarten selbst gar nicht so 
spektakulär sind, wird das teilweise über die Medien mit den Entnazifizierungsakten 
verknüpft, die zum Beispiel bei uns im Haus sind. Das meinte ich mit der großen Chance, 
Vertrauen herzustellen. Hierbei können Menschen, die früher eine große Schwellen-
angst hatten und Archive als etwas geheimnisvolle große Blöcke empfunden haben, 
in die man nicht so leicht reinkommt und bei denen man immer einen Antrag stellen 
muss, wenn man persönlich dort ist, jetzt online sehen, ohne dass wir sie kennen: Es 
sind Unterlagen zu meiner Familie verfügbar. 

Wir können ein wichtiges Signal aussenden, wenn wir mit Digitalisierung und Online-
Bereitstellungen nahe an den Fristen so wie in den letzten Jahren weitermachen kön-
nen. Gerne würde ich das im Landesarchiv noch mehr auf die jüngere Zeit zuschnei-
den, weil letztlich genau diese Unterlagen mehr nachgefragt werden als mittelalterliche 
Urkunden, so schön sie auch sind. Das ist ein Beispiel dafür, wo wir für Transparenz 
und für Vertrauen dafür sorgen können, dass die Dinge nicht bei uns abgeschlossen 
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werden und es nicht der Willkür von Archivarinnen und Archivaren unterliegt, wer Zu-
gang bekommt. Das Gesetz ist dafür da, klare Regeln zu schaffen. Wenn wir es online 
präsentieren können, ist es noch besser. 

Herr Bialas, Sie sind ganz herzlich nach Duisburg eingeladen. Sie haben beklagt, dass 
man mit Archiven nicht so oft ins Gespräch komme und diese nicht so oft sehe, wenn 
man nicht eingeladen werde. Kommen Sie gerne zu uns. 

(Andreas Bialas [SPD]: Ich war das letzte Mal bei der Eröffnung im 
neuen Block, muss ich gestehen! Das ist schon eine Weile her!) 

– Ja, das ist schon ein paar Tage her. Das war auch vor meiner Zeit. 

Es hat sich ganz gut weiterentwickelt; auch danach haben Sie gefragt. Sie haben die 
Frage gestellt, wie Digitalisate ins Archiv kommen. Wir sprechen von genuinen digita-
len Unterlagen, also Unterlagen, die von Anfang an digital sind. Wir befinden uns ge-
rade in einer Zeit, in der wir die ersten Erfahrungen damit machen. Die Frage ist also 
vollkommen berechtigt. Es werden Massen auf uns zukommen. Das wird eine große 
Herausforderung. 

Die digitalen Unterlagen werden wir nicht mehr in der gleichen Weise bearbeiten kön-
nen wie früher die analogen. Wir haben in Zusammenarbeit mit der Justiz aber die 
ersten Eingangskanäle geschaffen. Es werden interessanten Fragen sein, wie es im 
Alltag läuft, wenn diese Massen eingehen, was dann vielleicht nicht mehr in den Akten 
ist und trotzdem angeboten werden muss. Diesbezüglich bin ich aber eigentlich ganz 
guter Dinge. 

„Digitalisate“ nennen wir normalerweise analog vorliegende Unterlagen, die wir digita-
lisieren und dann bereitstellen. 

Beides kommt zusammen. Das ist das, was ich meinte: Die Aufgaben werden mehr; 
eben wurde die Frage nach der personellen Ausstattung gestellt. Das ist ein schwieri-
ger und anspruchsvoller Prozess, aber gerade hier in Nordrhein-Westfalen ist er gut 
angelaufen. 

Bezüglich der weiteren Verarbeitung und Veröffentlichung im Archiv will ich mich kurz-
fassen. Dazu können sich noch weitere Kollegen kompetent äußern. Im Grunde ver-
arbeiten wir die Daten nicht mehr. Im Archiv gibt es einen anderen Zweck als vorher. 
Verarbeitet werden Daten in Behörden. Wir sichern die Unterlagen und machen sie nach 
Ablauf der Fristen zugänglich. Dafür werden mit diesem Gesetz ganz gute Vorausset-
zungen geschaffen. 

Frau Gebauer, Sie haben in Richtung kommunale oder kleinere Archive gefragt, wel-
che Mittel vielleicht zusätzlich nötig sind. Sie werden wahrscheinlich ziemlich oft damit 
konfrontiert, dass Einrichtungen im Kulturbereich mit Sorge den nächsten Jahren ent-
gegensehen. Das Landesarchiv, für das ich sprechen kann, hat im Moment eine ak-
zeptable personelle Ausstattung und vor allem gut qualifizierte Beschäftigte, weil wir 
uns bisher eine gute Ausbildung leisten. Ich hoffe, dass das so bleiben kann. Diese Aus-
stattung brauchen wir mindestens. Ich sagte es: Man kann nicht mehr und anspruchs-
volle Aufgaben mit weniger Personal erledigen. 
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Die Sachmittel machen uns Sorgen. In dem Moment, in dem Tarife steigen und unser 
Etat nicht steigt, müssen wir andere Mittel dafür einsetzen. Das geht auf Kosten der 
tollen Möglichkeit, zum Beispiel über Digitalisierung und Online-Bereitstellung die breiten 
Schichten zu erreichen. Das ist ein gewisser Teufelskreis, den ich mit Sorge betrachte. 
Trotzdem macht die Arbeit viel Spaß. Wir haben sehr gut ausgebildetes und sehr moti-
viertes Personal. Wenn wir so ein Gesetz bekommen, dann steigt die Motivation. 

Dr. Ulrich S. Soénius (Stiftung Rheinisch-Westfälisches Wirtschaftsarchiv zu Köln): 
Herr Jablonski hat zu Recht nach der Rolle der Archive in der Demokratie und ihrer 
Bedeutung für die Erinnerungskultur gefragt. In Ergänzung zu dem, was Kollege Herr-
mann gesagt hat: Ich glaube, dieses Gesetz ist per se die Grundlage dafür, dass De-
mokratieförderung durch die Archive passiert. Sie sind ein entscheidender Grund da-
für, dass Demokratie sowohl in der Bildungsarbeit als auch in der Nachvollziehbarkeit 
von gewissen Verwaltungshandlungen verstanden wird. Das gilt gerade für die, die ich 
hier vertrete. 

Normalerweise sind Wirtschaftskammern irgendwie fern, aber sie sind eigentlich inmit-
ten Mitten des Lebens und sie bestimmen häufig die politische Diskussion sowohl vor 
Ort als auch im Land. Deswegen ist es entscheidend, dass deren Handeln richtig do-
kumentiert wird. Das gilt auch für die anderen juristischen Personen. Ich nannte das 
Beispiel „AOK Rheinland/Hamburg“. Im Gesundheitswesen fallen durchaus wichtige 
Dinge an. Wir archivieren nicht Kranken- oder Versichertenakten, sondern wir archi-
vieren im Hinblick auf die Entscheidungsträger: die Gremien, die Menschen, die sich 
darum kümmern, was an der Gesundheitspolitik vonseiten einer AOK Rheinland ge-
dreht werden muss. Gerade deswegen ist es wichtig, diese Dinge zu dokumentieren 
und zu archivieren, aber auch zur Verfügung zu stellen. Wir bringen es nicht in den 
Keller, sondern nach draußen und müssen als Archive die Möglichkeit haben, für die 
Demokratie einzustehen. Das ist ein ganz entscheidender Punkt. 

Der VdA hat unter anderem auch durch anwesende Kollegen sehr stark deutlich ge-
macht, welche Rolle Archive im demokratischen Gemeinschaftswesen einnehmen. 
Deswegen ist es wichtig, dass es auf einer gesetzlichen Grundlage steht, denn an-
sonsten ist es nämlich weg. 

Zur Erinnerungskultur hat Kollege Herrmann schon etwas gesagt. 

Zur Veränderung der Digitalisate. Wir – alle Kolleginnen und Kollegen, aber auch wir 
aus dem Bereich der anderen juristischen Personen – erleben in der Tat eine Verän-
derung. Deshalb ist es wichtig, dass das Thema „Anbietungspflicht“ auch im Geset-
zestitel so deutlich geregelt ist. Ich muss zu den Kammern und zu den anderen Insti-
tutionen gehen und sagen: Achtung, ihr habt auch eine Pflicht. – Das gilt gerade für 
die Digital Borns, weil diese natürlich nicht an solche Archivgesetze denken, sondern 
meist andere gesetzliche Grundlagen im Kopf haben. Deswegen ist es wichtig, dass 
man mit dem Gesetz kommt und sagt: Achtung, wir müssen gesetzeskonform handeln. – 
Das verstehen die Kammern sofort. Sie sind schließlich Einrichtungen, die per Gesetz 
existieren. Deswegen ist es wichtig, dass im Gesetz diese Deutlichkeit zum Ausdruck 
kommt, gerade bei der Veränderung der Digitalisate. 
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Wir übernehmen nicht nur – die anderen Kollegen werden das sicherlich bestätigen –
Schriftgut der Kammern, sondern auch privates Schriftgut. Wir richten uns bei dem 
privaten Schriftgut nach den Vorgaben des Archivgesetzes, obwohl es privates Schrift-
gut ist. Es ist wichtig, deutlich darauf hinzuweisen, dass es sich auch bei diesen – so 
hat man sie früher so schön genannt – Aktenbildnern, bei diesen Menschen, ändert. 
Wir haben jetzt den ersten komplett digitalen Nachlass eines Denkmalpflegers in der 
Industriedenkmalpflege übernommen. Bei ihm gab es gar kein Papier mehr. Im Prinzip 
haben wir von der Witwe eine Festplatte bekommen, die schon komplett digital bear-
beitet wurde. Das heißt: Es verändert sich natürlich vieles. Das zu wissen, ist hinsicht-
lich der Anbietungspflicht wichtig. 

Es ist natürlich auch – ich weise deutlich darauf hin – eine Frage der Ressourcen. Wir 
kleineren Archive, in diesem Fall die beiden Wirtschaftsarchive, werden durch die 
Kammern getragen und erhalten dankenswerterweise Zuwendungen des Landes und 
der Landschaftsverbände. Es ist wichtig, dass diese bestehen bleiben und in Zukunft 
vielleicht sogar noch ein bisschen ausgebaut werden, aber in Zeiten knapper Kassen 
ist es ein bisschen gemein, damit zu kommen. Wir wissen, dass das Geld knapp ist. 
Das Gesetz hilft uns, auch gegenüber der öffentlichen Hand deutlich zu machen, wa-
rum wir wichtig und auf diese Zuwendungen angewiesen sind. Das ist schon wichtig. 

Dr. Michaela Stoffels (Städtetag Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Ich habe im Grunde keine inhaltlichen Ergänzungen zu machen. 

Stellv. Vorsitzender Volkan Baran: Sie können sich den anderen anschließen. Das 
ist vollkommen in Ordnung. 

Dr. Michaela Stoffels (Städtetag Nordrhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): 
Ja, das würde ich an dieser Stelle gerne tun, denn aus meiner Sicht wurde inhaltlich 
alles Wesentliche gesagt. 

Dr. Mark Steinert (Landschaftsverband Rheinland): Auch ich schließe mich den 
Ausführungen der Vorredner an, möchte aber durchaus noch etwas sagen und würde 
gerne direkt auf die dezidierten Fragen – es waren drei Stück – von Herrn Jablonski, 
Frau Gebauer und Frau Wermer zu den kleineren Archiven insbesondere im kommu-
nalen Bereich eingehen. Wir müssen zunächst einmal feststellen, dass wir in Nord-
rhein-Westfalen eine kommunale Archivlandschaft haben, die in Deutschland ohne-
gleichen ist. Was die Besetzung der Archive angeht, ist die nordrhein-westfälische Ar-
chivlandschaft ausgesprochen gut aufgestellt. Diese positive Aussage möchte ich 
ganz deutlich betonen. 

Die personelle Ausstattung ist nicht an allen Stellen rosig. Engpässe gibt es insbesondere 
in kleineren Archiven. Wir sehen im Archivgesetz ein gewisses Mehr an Aufgaben, 
aber zunächst einmal haben wir die Bestätigung des Status quo. Daran wird sich nichts 
ändern. Wir haben aber eine große Herausforderung dadurch, dass digitale und analoge 
Archivierung parallel stattfindet, die Mitarbeitende insbesondere in kleineren Archiven 
vor große Herausforderungen stellt. Die Landschaftsverbände sind unterstützend tätig. 
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Diese sich ergebenden Schwierigkeiten bestanden in der Vergangenheit nicht, als man 
nur analoges Archivgut bearbeitete. 

Als neuen Punkt im Gesetz gibt es die kulturelle Bildungsarbeit als Aufgabe auch der 
kommunalen Archive. Diese Aufgabe wird in der Regel von den Archiven heute schon 
wahrgenommen, aber in dieser Form war sie bisher nicht im Gesetz verankert. Des-
halb ist es aus unserer Sicht wichtig, dass es dort erscheint, weil kommunale wie na-
türlich auch andere Archive diese Aufgaben als ihre ureigensten Aufgaben sehen. 

Wo sind die Verbesserungen für die kommunalen Archive? Diese sehe ich hauptsäch-
lich im Bereich der Durchsetzung der Anbietungspflicht. Das wurde schon von den 
Vorrednern betont. Was auch sehr wichtig ist: Wir haben eine Argumentationsgrund-
lage bei der Anbietungspflicht personenbezogener Unterlagen durch die Derogation 
bestimmter Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung, insbesondere Lö-
schungspflichten, die für Archive nicht mehr gelten. Dadurch kann die Übernahme er-
folgen. Wir sahen immer die Gefahr, dass es zu Auseinandersetzungen zwischen den 
anbietungspflichtigen Bereichen der Verwaltung und dem jeweiligen Archiv kommen 
könnte. Perspektivisch verfügen wir über ein Archivgesetz, in dem eine ganz klare 
Sprache gesprochen wird. 

Zu der Frage von Herrn Bialas zur weiteren Verarbeitung bzw. zur Sichtbarkeit der 
Archive: Ich würde sagen, dass eine ganz deutliche Verbesserung durch die Neufassung 
von § 7 Abs. 7 geschaffen wird. Dort wird die Weitergabe von Archivalien an andere 
Erinnerungsstätten und Erinnerungseinrichtungen ermöglicht. Die Online-Stellung wird 
dadurch problemloser möglich sein und auch die Veröffentlichungsmöglichkeit deutlich 
gestärkt, was die Sichtbarkeit der Archive perspektivisch deutlich verbessern wird. 

Prof. Dr. Marcus Stumpf (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Kollege Steinert 
hat die wesentlichen Dinge schon genannt, was insbesondere die Auswirkungen auf 
kleinere kommunale Archive anbelangt. Das Gesetz hilft den Kolleginnen und Kollegen 
in kleineren Archiven, gegenüber der eigenen Verwaltung solider auftreten zu können. 
Nur zur Erläuterung: In vielen kleineren Kommunen ist das Archiv keine 100-Prozent-
Aufgabe. Das heißt: Häufig sind es Seiteneinsteiger oder Verwaltungsleute, die neben 
anderen Aufgaben auch das Archiv übernehmen. Wenn sie dann beispielsweise damit 
konfrontiert sind, dass das Gesundheitsamt sagt: „Wir sind außen vor. Wir müssen 
Ihnen nichts anbieten. Wir haben unsere strengen Datenschutzvorschriften“, dann ist 
es natürlich außerordentlich hilfreich, wenn das Archivgesetz im Hinblick auf die An-
bietungspflicht für die nötige Klarheit sorgt. 

Ich will das an einem konkreten Beispiel erläutern. Wir haben es in der Beratung schon 
mehrfach erlebt, dass gerade Gesundheits- oder Jugendämter sagen: Es kann doch 
nicht sein, dass wir, statt zu vernichten oder zu löschen, dem Archiv anbieten. – Gerade 
die Landschaftsverbände hatten in den letzten Jahren immer wieder ganz wesentliche 
Aufarbeitungsthemen. Wir sind außerordentlich froh darüber, dass wir diese Aufarbeitung 
unterstützen konnten. Denken Sie an die Aufarbeitung von Missbräuchen in Jugend-
heimen oder unlängst bei den Heim- bzw. bei den Verschickungskindern. Wir verzeichnen 
relativ regelmäßig eine Nutzung durch Betroffene. Über diese Klientel wird selten ge-
sprochen. Wir haben historische Forschung, Genealoginnen und Genealogen, aber 
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vor allem gibt es Betroffene, die das Archivgut nutzen. Gesetzt den Fall, wir hätten 
keine Patientenakten aus der Psychiatrie, dann könnten wir diese Nutzung nicht er-
möglichen. 

Um das zu konturieren – Herr Bialas, Sie haben nach der elektronischen Archivierung 
gefragt –: In Nordrhein-Westfalen besteht der große Vorteil, dass wir über das Digitale 
Archiv NRW und die unter dem Dach des Digitalen Archivs NRW angebotenen Lösun-
gen zur elektronischen Archivierung – Verbundarchivierung – eine Infrastruktur ge-
schaffen haben, die auch den kleineren und kleinen Archiven, die das Problem sonst 
nie in Gänze hätten lösen können, eine mögliche Anbindung bietet. Dort besteht mit 
Sicherheit noch Entwicklungspotenzial, da es viele kleinere Archive schlichtweg über-
fordert. Durch die Klarheit schaffenden Paragrafen im Archivgesetz verfügen wir über 
eine sehr gute Grundlage. 

Was die Sichtbarkeit der Archive anbelangt – auch das wurde schon gesagt –: Wir 
haben es zwangsläufig mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten zu tun. Das Lan-
desarchiv ist in Sachen „Digitalisierung“ natürlich ein ganzes Stück voraus. Auch große 
Kommunalarchive leisten Beachtliches. Für die kleineren und kleinsten Archive ist Be-
ratung gefragt. Dafür sind die Archivberatungsstellen der Landschaftsverbände vor-
handen. Kurz- und auch mittelfristig wird es unterschiedliche Geschwindigkeiten ge-
ben, aber insgesamt haben wir eine gute Infrastruktur, die mit diesem Gesetz unter-
stützt wird. 

Dr. Martin Schlemmer (Verband deutscher Archivarinnen und Archivare): Ich möchte 
gar nicht zu sehr in fremden Gewässern wildern, sprich bei den Landschaftsverbänden, 
und schließe mich den Ausführungen vollumfänglich an. Ich möchte aber noch etwas 
ergänzen. Da wir als VdA die mit Abstand größte Gruppe an Mitgliedern aus dem kom-
munalen Bereich haben, nämlich die Kommunalarchive, wage ich noch eine Ergän-
zung: Die Digitalisierung – das war Herr Jablonskis Frage – stellt insbesondere die 
kommunalen kleineren Archive, aber auch die Hochschularchive, wie ich aus eigener 
Anschauung weiß, vor große Herausforderungen. 

Ich möchte den Blick darauf wenden, dass man bereits in der Verwaltung – bei den 
Schriftgutbildnern, Registraturbildnern und Schriftgutproduzenten – ansetzen müsste. 
Das ist weniger eine Frage des Gesetzentwurfs, den wir vom VdA nach wie vor wir für 
sehr gelungen halten, sondern eine Ressourcenfrage; es ist bereits angeklungen. Das 
heißt: Man muss die entsprechenden Einrichtungen, auch die Verwaltung, ertüchtigen 
und ermächtigen, ihre Aufgaben wahrnehmen zu können. Das gilt auch für den archi-
vischen Bereich. 

Nur ein Beispiel: Es sollte durch zertifizierte Scanstellen gescannt werden. Ich weiß 
aber, dass kleinere Kommunalverwaltungen sagen: Wir haben so etwas gar nicht. Wir 
legen das auf Flachbettscanner, und ab die Post. – Bei uns sind das zertifizierte Scan-
stellen nach TR-RESISCAN. Es wird also eine technische Richtlinie, ein Standard, er-
füllt. Man muss die Akteurinnen und Akteure ertüchtigen und ermächtigen, die Aufga-
ben wahrnehmen zu können. Das ist eine Ressourcenfrage, keine Frage des Gesetz-
entwurfs. 
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DiPS.kommunal ist eine Sache, die in Richtung „digitale Langzeitarchivierung“ geht. 
Ich weiß von einem Hochschularchiv, dessen Name mir selbstverständlich entfallen 
ist, dass es dort hieß: Das ist sehr gut, aber es ist auch teuer. Es ist für uns ein 
Schmerzpunkt. – Ein Pain Point, wie man neudeutsch sagt. Es handelt sich also wieder 
um eine Ressourcenfrage und nicht um eine Frage – um das zu unterstreichen – des 
Gesetzentwurfs. 

Prof. Dr. Michael Scholz (Verband deutscher Archivarinnen und Archivare): An 
mich ging vor allem die Frage von Herrn Bialas, welche Formen Archive für weitere 
Verarbeitung brauchen. Das wurde zum Teil schon auf unterschiedliche Art und Weise 
beantwortet. Ich gehe davon aus, dass Sie in Richtung der weiteren Zugänglichma-
chung beispielsweise im Netz, aber auch durch Benutzende gehen wollen. Dazu muss 
ich sagen: Wenn wir es juristisch betrachten, sind wir per Gesetz gut aufgestellt. Ar-
chivrechtlich gesehen, sind wir gut aufgestellt. 

Die Veröffentlichung wurde in früheren Archivgesetzen gar nicht geregelt. Mit dem Ar-
chivgesetz Nordrhein-Westfalen ist man einmal einen Sonderweg gegangen. Es wurde 
extra eine Erlaubnis dazu in das Gesetz geschrieben. Meiner Ansicht nach war es gar 
nicht erforderlich, weil es immer als Annexrecht zur Benutzung gesehen wurde. Das, 
was die Benutzenden dürfen, dürfen die Archive auch. Dort wurde es geregelt, und 
damit waren wir eigentlich auf der sicheren Seite. Das ist immer noch so. Weitere Voll-
machten dafür brauchen wir eigentlich nicht. Das ist auch eine Ressourcenfrage.  

Was können wir tun? Die Krux hat Herr Herrmann schon sehr schön beschrieben: 
Wenn gewisse Kosten Überhand nehmen, dann werden die Programme zurückgefah-
ren. Was uns allerdings gerade bei der digitalen Bereitstellung Sorgen macht, ist gar 
nicht das Archivrecht, sondern das Urheberrecht. Dieses wird nicht landesrechtlich ge-
regelt, sondern ist teilweise europarechtlich gebunden und wird bundesrechtlich gere-
gelt. In letzter Zeit hat es einige Verbesserungen gegeben, aber trotzdem macht es bei 
der digitalen Bereitstellung immer noch große Sorgen und führt bei den Archiven zu 
einer Rechtsunsicherheit, die wir auf diesem Weg leider nicht ändern können. Wir be-
schäftigen uns aber im VdA auch mit urheberrechtlichen Fragen und versuchen inso-
fern, was möglich ist, um Verbesserungen für die Archive zu erreichen. 

Prof. Dr. Thomas Henne (Archivschule Marburg): Herr Bialas, vielen Dank für Ihre 
Hinweise zum Datenschutzrecht. Archivarinnen und Archivare verstehen sich als Perso-
nen, die kompetent und in der Lage sind, bereichsspezifischen Datenschutz zu betreiben. 
In aller Regel funktioniert das auch sehr gut in Zusammenarbeit mit den örtlichen oder 
Landesdatenschutzbeauftragten. Ich kann Ihnen aus meiner Tätigkeit aber eine längere 
Liste von Anfragen und heftigen Auseinandersetzungen leider auch mit Datenschutz-
beauftragten geben, für die das Archiv per se die Hölle ist, weil dort Daten für immer 
gespeichert werden. Manche Datenschutzbeauftragten sind leider so sozialisiert: Die 
Löschung von Daten ist der beste Datenschutz. Dann kann nichts mehr passieren. 

Mit diesen Menschen kann man keine Freundschaft schließen, wenn man im Archiv 
arbeitet, aber man sollte – das ist der Hintergrund der Frage – Archivgesetze im Hinblick 
auf diesen Teil von Datenschutzbeauftragten so schreiben, dass sie das so abbilden 
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und Ermächtigung ganz kleinteilig geben. Wenn Sie mitbekommen haben, was in Ba-
den-Württemberg passiert ist, als das Archivgesetz auf den Weg gebracht wurde, dann 
wissen Sie, wovon ich rede. Man kann sich den entsprechenden Vortrag des Herrn bei 
YouTube anschauen. 

Natürlich hat Herr Herrmann recht: Aus der Sicht eines Archivars werden die Daten 
gesichert und nicht verarbeitet, aber aus datenschutzrechtlicher Sicht, gerade wenn 
man so kleinteilig denkt, sind die Erschließung, die Bestandshaltung, die Bereitstellung 
zur Nutzung und die Veröffentlichung jeweils ein Verarbeitungsschritt, der eine eigene 
Ermächtigung benötigt. So einig, wie wir uns hier im Saal sind: Sie hätten sich vermut-
lich einen dieser Datenschützer in den Saal holen können, der dann so vorgegangen 
wäre: „Hier fehlt aber was“ und „Das ist nicht da“. 

Der Hintergrund meiner Vorschläge ist, dass ich versuche, das Datenschutzrecht ein 
bisschen in die Richtung zu lenken, dass man dort sagen kann: „Es muss nicht nur 
angeboten, sondern auch übergeben werden“ oder „Diese Derogation ist rechtstech-
nisch so gelungen, dass man nichts dagegen sagen kann“. – Es ist gut, wenn es für 
eine wie gesagt kleine Gruppe von Datenschutzbeauftragten darin steht. Leider gibt 
es sie in Deutschland und manchmal auch auf der lokalen Ebene. 

Ich denke, es wäre gut, wenn der Ausschuss diese Perspektive hätte, so einig wie wir 
uns hier sind, und dass man daran denkt, das Archivgesetz so zu gestalten, dass es 
hilfreich ist, wenn man sich mit solchen Datenschutzbeauftragten aus der Perspektive 
eines Archivs auseinandersetzen muss. Darauf zielen diese Vorschläge. Dass jeder 
kleine Verarbeitungsschritt aus datenschutzrechtlicher Sicht eine Verarbeitung ist, 
sollte man mitdenken, und man sollte unter anderem auch die Derogationen rechts-
technisch so gut machen, dass es keine Probleme geben kann. 

Stellv. Vorsitzender Volkan Baran: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. – Ich 
weiß nicht, ob es Sie sehr beruhigt, aber ich nehme Sie als Archive durchaus wahr. 
Ich bin am 2. Juni bei dem Archivtag in Ratingen. Darauf freue ich mich sehr. Insbe-
sondere nach dieser Anhörung hat das eine ganz andere Bedeutung. Ich glaube, wir 
werden sehr viel Spaß miteinander haben. 

Liebe Sachverständige, vielen Dank für die Einschätzungen und die Auskünfte. Das war 
sehr wichtig und gut. Ein Protokoll dieser Sitzung wird angefertigt und ein Mitschnitt im 
Internetangebot des Landtages veröffentlicht. 

Somit kommen wir zum Ende dieser Anhörung. Ich glaube, es war eine der kürzesten 
Anhörungen, die ich leiten bzw. der ich beiwohnen durfte. Selten sind Anhörungen so 
einhellig. Das freut mich sehr. Ich wünsche allen Sachverständigen hier im Haus eine 
angenehme Rückreise. Die Sitzung ist geschlossen. – Danke schön. 

gez. Volkan Baran 
stellv. Vorsitzender 
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